
4. 	Zu seinen Sitzungen versammelt sich der Aufsichtsrat durch schriftliche Einladung  
	 des Vorsitzenden. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mit- 
	 glieder anwesend sind. Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei  
	 Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Die Art der  
	 Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. Die Sitzungen des Aufsichtsrates finden  
	 statt, so oft die Geschäfte es erfordern. Der Aufsichtsrat soll einmal im Kalender- 
	 vierteljahr, er muss einmal im Kalenderhalbjahr zusammentreten. Die Einberufung  
	 muss unverzüglich erfolgen, wenn der Vorstand oder ein Aufsichtsratsmitglied die- 
	 ses verlangt. Die Sitzung hat binnen zwei Wochen nach Einberufung stattzufinden.
5.	Der Vorsitzende des Vorstandes oder einzelne Mitglieder des Vorstandes nehmen  
	 an den Sitzungen des Aufsichtsrates auf Aufforderung oder Einladung teil. 
6.	Willenserklärungen des Aufsichtsrates erfolgen durch den Vorsitzenden.
7.	Die Aufsichtsratmitglieder haben Anspruch auf eine Vergütung und die Erstattung  
	 von Barauslagen. Die Höhe der Vergütung wird von der Mitgliedervertreterversamm- 
	 lung festgesetzt.

§ 9  Aufgaben des Aufsichtsrates

1.	Den Aufsichtsrat treffen die ihn durch Gesetz und Satzung zugewiesenen Rechte  
	 und Pflichten.
	 Ihm obliegen insbesondere 
    a)	 Überwachung der Geschäftsführung,
    b)	Prüfung des Jahresabschlusses, des Vorschlages über die Überschussverteilung  
		  und des Geschäftsberichtes sowie die Berichterstattung an die Mitgliedervertre- 
		  terversammlung,
    c)	 Feststellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes, 
    d)	Bestellung des Vorstandes und Regelung seines Dienstverhältnisses,
    e)	 Erlass einer Geschäftsordnung für den Vorstand.
2. Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist erforderlich für
    a)	 Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundeigentum,
    b)	Festsetzung von Nachschussbeiträgen,
    c)	 Verträge mit anderen Versicherungsunternehmen, ausgenommen Rückversiche- 
		  rungsverträge,
    d)	Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten,
    e)	 Änderung der allgemeinen Versicherungsbedingungen.
3. Der Aufsichtsrat ist weiterhin ermächtigt
    a)	 die Satzung zu ändern, soweit die Änderungen nur die Fassung betreffen.
    b)	Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung, durch welche die Satzung ge- 
		  ändert werden, soweit abzuändern, wie es die Aufsichtsbehörde verlangt.
    c)	 sich eine Geschäftsordnung zuzulegen.

§ 10 Mitgliedervertretung

1.	Die Mitgliedervertretung vertritt als oberstes Organ die Gesamtheit der Mitglieder.  
	 Sie beschließt über alle Angelegenheiten, die über die Zuständigkeit des Vorstandes  
	 hinaus reichen und die ihr nach Gesetz oder Satzung ausdrücklich vorbehalten  
	 sind. 
2.	Die Mitgliedervertretung besteht aus mindestens 21 und höchstens 33 von ihr  
	 selbst gewählten Mitgliedern. Für die Mitgliedervertretung ist jedes Mitglied wähl- 
	 bar, das weder Angestellter noch Vertreter des Vereins ist bzw. an der Verwaltung  
	 oder Vertretung eines anderen Versicherungsunternehmens beteiligt ist. In beson- 
	 deren Fällen kann die Mitgliedervertretung Ausnahmen zulassen.
3.	Die Mitgliedervertreter werden auf 7 Jahre mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.  
	 Eine Wiederwahl ist zulässig. Zur Wahl der Mitgliedervertreter sind die Vereinsmitglie- 
	 der spätestens einen Monat vor dem Versammlungstermin durch Bekanntmachung  
	 im elektronischen Bundesanzeiger einzuladen. Die Einladung muss den vom Vor- 
	 stand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat aufgestellten Wahlvorschlag enthalten  
	 und gleichzeitig dazu auffordern, weitere Wahlvorschläge spätestens zwei Wochen  
	 vor der Mitgliedervertreterversammlung einzureichen. Ein Wahlvorschlag muss von  
	 250 Mitgliedern unterzeichnet sein. 
4.	Scheiden Mitgliedervertreter vorzeitig aus, so kann die Mitgliedervertretung in der  
	 nächsten Mitgliedervertreterversammlung Ersatzmitgliedervertreter wählen. Die  
	 Amtszeit der Ersatzmitglieder währt so lange, wie das Amt der ausgeschiedenen  
	 gewährt hätte, an deren Stelle sie getreten sind.  
5.	Mitgliedervertreter können wegen grober Verletzung ihrer Pflichten oder aus einem  
	 anderen wichtigen Grund von der Mitgliedervertretung mit einer Mehrheit von  
	 2/3 der abgegebenen Stimmen ausgeschlossen werden. Als wichtiger Grund  
	 gelten vor allem die Zahlungsunfähigkeit des Mitgliedervertreters oder die Beteili- 
	 gung an der Verwaltung oder Vertretung eines anderen Versicherungsunterneh- 
	 mens.
6.	Das Amt des Mitgliedervertreters ist ein Ehrenamt. Auslagen werden erstattet.

§ 11  Mitgliedervertreterversammlung

1.	Verhandlungen und Beschlüsse der Mitgliedervertretung werden in ordentlichen  
	 und außerordentlichen Mitgliedervertreterversammlungen gefasst. 
2. 	Die ordentliche Mitgliedervertreterversammlung findet alljährlich innerhalb der ers- 
	 ten acht Monate statt.
3.	Die Mitgliedervertreterversammlung wird vom Vorstand schriftlich unter Angabe der  
	 Zeit, des Ortes und der Tagesordnung einberufen. Im übrigen gelten die Bestim- 
	 mungen der §§ 121 ff. des Aktiengesetzes.
4.	Über die Verhandlungen der Mitgliedervertreterversammlung ist ein notarielles Pro- 
	 tokoll aufzunehmen.
5.	Außerordentliche Mitgliedervertreterversammlungen finden statt, wenn der Auf- 
	 sichtsrat oder der Vorstand dieses beschließen oder wenn mindestens 1/3 der ge- 
	 wählten Mitgliedervertreter dieses schriftlich beantragen. 
6. 	Die Mitgliedervertreterversammlung findet vorzugsweise am Sitz des Vereines statt.

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Name und Sitz  

1.	Der im Jahre 1923 gegründete Verein ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit  
	 im Sinne des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter- 
	 nehmen (VAG).
	 Der Name lautet: Ammerländer Versicherung – Versicherungsverein a. G. (VVaG)
2.	Sitz des Vereins ist Westerstede.

§ 2  Zweck und Geschäftsgebiet

1.	Der Verein betreibt die Sach- und Unfallversicherung. Er ist ferner berechtigt, Ver- 
	 sicherungen gegen festes Entgelt derart abzuschließen, dass der Versicherungs- 
	 nehmer nicht Mitglied des Vereins wird und aktive Rückversicherungen zu betrei- 
	 ben. Auf diese Versicherungen darf zusammen höchstens 15 % der Gesamtbeitrags- 
	 einnahme entfallen. 
2. 	Der Verein darf für übernommene Versicherungen Rückversicherungsverträge ab- 
	 schließen.
3. 	Der Verein hat das Recht, durch seine Organisation Versicherungen in allen Sparten  
	 zu vermitteln.
4. 	Das Geschäftsgebiet umfasst die Bundesrepublik Deutschland.

§ 3  Geschäftsjahr und Bekanntmachung 

1.	Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
2. 	Veröffentlichungen des Vereins sind grundsätzlich im elektronischen Bundesanzei- 
	 ger zu machen.

II. Mitgliedschaft

§ 4  Erwerb und Ende der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft beginnt mit Abschluss eines Versicherungsvertrages und endet mit 
dessen Ablauf. Ausgeschiedene Mitglieder haben keinen Anspruch auf das Vereins- 
vermögen.

III. Organe und Geschäftsführung

§ 5  Organe

Organe des Vereins sind:	 1.  der Vorstand,
	  2.  der Aufsichtsrat,
	  3.  die Mitgliedervertreterversammlung.

§ 6  Vorstand

1.	Der aus mindestens zwei Personen bestehende Vorstand wird vom Aufsichtsrat  
	 bestellt. Dieser bestimmt auch die Anzahl der Vorstandsmitglieder. Er bestimmt  
	 einen von ihnen zum Vorsitzenden des Vorstandes. Der Vorstand ist beschlussfä- 
	 hig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind.
2.	Der Verein wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich oder durch ein  
	 Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. Im Regelfall  
	 sollte zur Vertretung der Vorstandsvorsitzende gehören. 
3.	Der Vorstand ist mit Genehmigung des Aufsichtsrates berechtigt, Prokuristen und  
	 Handlungsbevollmächtigte zu bestellen.
4. 	Das Verhältnis der Vorstandsmitglieder zum Verein regelt sich nach dem Inhalt der  
	 vom Aufsichtsrat mit ihnen abzuschließenden Anstellungsverträge.

§ 7  Aufgaben des Vorstandes

Dem Vorstand obliegt die laufende Geschäftsführung des Vereins.
Hierzu zählen u. a. folgende Aufgaben:
	 1. die Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder,
	 2. die Entscheidung über die Kündigung von Mitgliedern,
	 3. die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliedervertreterversammlung, 
	 4. die Anlegung des Vereinsvermögens,
	 5. die Festsetzung der Versicherungsbeiträge,
	 6. die Änderung der allgemeinen Versicherungsbedingungen.
Ausgenommen sind Aufgaben, die gemäß Satzung ausdrücklich vom Aufsichtsrat 
oder der Mitgliedervertreterversammlung zu beschließen sind.

§ 8  Aufsichtsrat

1.	Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei und höchstens sechs Personen, die  
	 Mitglieder des Vereins sein müssen. Sie werden von der Mitgliedervertreterversamm- 
	 lung bis zur Beendigung der Mitgliedervertreterversammlung gewählt, die über die  
	 Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt.
	 Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet.  
	 Wiederwahl ist zulässig. Für alle Aufsichtsratmitglieder wird nur ein Ersatzmitglied  
	 gewählt.
2.	Scheiden Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit aus, so bedarf es der  
	 Berufung einer außerordentlichen Mitgliedervertreterversammlung zur Vornahme  
	 der Ersatzwahl nur dann, wenn weniger als drei Aufsichtsratsmitglieder vorhanden  
	 sind. In diesem Fall dauert die Amtsdauer des Ersatzmitgliedes so lange, wie das  
	 Amt des Ausgeschiedenen gewährt hätte, an dessen Stelle er getreten ist. 
3.	Der Aufsichtsrat wählt in der ersten auf die Mitgliedervertreterversammlung folgen- 
	 den Aufsichtsratsitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter.AV
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§ 12  Beschlussfähigkeit

1.	Die Mitgliedervertreterversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene- 
	 nen Mitgliedervertreter beschlussfähig, wenn sie satzungsgemäß einberufen ist.  
	 Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen – soweit  
	 diese Satzung nichts anderes bestimmt – durch Handzeichen oder, wenn Ein- 
	 spruch erhoben wird, durch Stimmzettel gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der  
	 Antrag als abgelehnt. Eine 2/3-Mehrheit ist jedoch erforderlich bei Beschlüssen  
	 gemäß § 10.5 sowie § 16.7. Eine 3/4-Mehrheit ist erforderlich bei Beschlüssen  
	 gemäß § 16.9.
2.	Wahlen finden durch Abgabe von Stimmzetteln statt, sofern gegen eine andere  
	 Abstimmungsart Widerspruch erhoben wird. Wird im ersten Wahlgang keine abso- 
	 lute Mehrheit der stimmberechtigten Anwesenden erzielt, so findet eine zweite  
	 Wahl zwischen den beiden zur Wahl stehenden Mitgliedervertretern statt, die die  
	 meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das  
	 der Verhandlungsleiter zieht. Der Vorsitzende der Mitgliedervertreterversammlung  
	 ernennt 2 Stimmzähler.

§ 13  Stimmrecht und Vertretung

1.	Eine Stellvertretung in der Mitgliedervertretung ist nur durch einen anderen Mit- 
	 gliedervertreter zulässig, jedoch kann ein Mitgliedervertreter höchstens einen an  
	 der Teilnahme verhinderten Mitgliedervertreter vertreten.
2.	Ein Mitgliedervertreter ist nicht stimmberechtigt, wenn seine Versicherung ruht oder  
	 er die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt oder wenn die Beschlussfassung die  
	 Vornahme eines Rechtsgeschäftes mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung  
	 eines Rechtsgeschäftes zwischen ihm und den Verein betrifft.

§ 14  Vorsitz

Den Vorsitz in der Mitgliedervertreterversammlung führt der Vorsitzende des Auf- 
sichtsrates oder sein Stellvertreter. Die Versammlungsleitung kann vom Aufsichtsrat 
dem Vorstandsvorsitzenden übertragen werden.

§ 15  Anträge

Mitglieder des Vereins können Anträge, die nicht Fragen der Geschäftsführung betref- 
fen, zur Beschlussfassung durch die Mitgliedervertreterversammlung spätestens am 
1. Februar des jeweiligen Jahres beim Vorstand schriftlich einreichen. Ggf. kann ein 
Mitgliedervertreter mit der Begründung beauftragt werden oder das Vereinsmitglied in 
die Mitgliedervertreterversammlung eingeladen werden. Entsprechende Anträge müs-
sen von mindestens 200 Mitgliedern des Vereins unter Angabe der Mitglieds-Nr. 
unterzeichnet sein. Anträge, welche nicht auf dem Tagesordnungspunkt stehen, 
können in der Mitgliedervertreterversammlung nur dann zum Beschluss gefasst wer-
den, wenn sich dagegen kein Widerspruch erhebt.

§ 16  Aufgabe der Mitgliedervertreterversammlung

Zur Zuständigkeit der Mitgliedervertretersammlung gehören insbesondere
1.	Entgegennahme des Geschäftsberichtes, des Jahresabschlusses und des Berichts  
	 des Aufsichtsrates über die Prüfung des Jahresabschlusses.
2.	Feststellung des Jahresabschlusses, wenn Vorstand und Aufsichtsrat sich für die  
	 Feststellung durch die Hauptversammlung entschieden haben oder der Aufsichtsrat  
	 den Jahresabschluss nicht billigt.
3.	Verteilung der Überschüsse.
4.	Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtrates.
5.	Wahlen zum Aufsichtsrat.
6.	Festsetzung der Vergütung des Aufsichtsrates.
7. 	Änderung der Satzung sowie Einführung neuer Versicherungszweige. 
8. 	Wahl von Mitgliedervertretern sowie evtl. Ausschlüsse von Mitgliedern aus wichti- 
	 gem Grund.
9. 	Auflösung des Vereins.

IV. Finanz- und Vermögensverwaltung

§ 17  Einnahmen

Die Einnahmen des Vereins  bestehen aus:
1.  den im voraus zu zahlenden Beiträgen,
2.  den ggf. zu zahlenden Nachschüssen,
3.  den sonstigen Einnahmen.

§ 18  Beiträge

Die Mitglieder haben jährlich im voraus Beiträge nach Maßgabe der vom Vorstand 
beschlossenen Tarife zu entrichten. Für den Fall des Verzuges eines Mitgliedes gilt das 
Versicherungsvertragsgesetz.

§ 19  Nachschüsse

1.	Reichen die Einnahmen sowie die Rückstellungen und die verfügbaren Rücklagen  
	 zur Deckung der Ausgaben in einem Geschäftsjahr nicht aus, so sind die Mitglieder  
	 verpflichtet, Nachschuss-Beiträge bis zur Höhe eines Jahresbeitrages nach dem  
	 Verhältnis der im letzten Geschäftsjahr gezahlten Beträge zu leisten.
2.	Zu den Nachschuss-Beiträgen haben auch die im Laufe des Geschäftsjahres aus- 
	 geschiedenen Mitglieder beizutragen.
3. Zur Zahlung des Nachschussbeitrages sind die Mitglieder in der gleichen Weise  
	 aufzufordern, wie zur Zahlung der laufenden Jahresbeiträge. Die Verzugsfolgen  
	 richten sich nach dem aktuellen Versicherungsvertragsgesetz.
4.	Über die Festsetzung der Nachschüsse und deren Höhe entscheidet der Vorstand  
	 mit Zustimmung des Aufsichtsrates.

§ 20  Verlustrücklagen

1.	Zur Deckung eines außergewöhnlichen Verlustes aus dem Geschäftsbetrieb wird  
	 eine Rücklage gemäß des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) mindestens in  
	 Höhe der jeweils aufsichtsrechtlich nach den Bestimmungen der Kapitalausstat- 
	 tungs-Verordnung (KapAusstV) in der jeweils geltenden Fassung geforderten  
	 Solvabilitätsspanne gebildet. Solange die Verlustrücklage den Mindestbetrag noch  
	 nicht erreicht oder nach Entnahme noch nicht wieder erreicht hat, fließt ihr der volle  
	 Jahresüberschuss zu. Ergibt sich nach Erreichung der Mindestrücklage beim Ab-  
	 lauf eines Geschäftsjahres, dass die Einnahmen des Vereins die Ausgaben über- 
	 steigen, so fließen mindestens 10 % des Überschusses dieser Rücklage solange  

	 zu, bis diese 20 % der Beitragseinnahmen für eigene Rechnung erreicht oder 
	 wieder erreicht hat.
	 Die Mitgliedervertretung kann darüber hinaus – auf Vorschlag des Vorstandes –  
	 weitere Teile des Jahresüberschusses der Verlustrücklage zuführen.
2.	Diese Rücklage darf in einem Jahr nur bis 25 % ihrer Gesamtsumme verwendet  
	 werden und auch nur insoweit, als sie den Betrag der Mindestrücklage nicht unter- 
	 schreitet. Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde kann in einzelnen Geschäftsjah- 
	 ren davon abgewichen werden.
3.	Neben der Verlustrücklage können andere Gewinnrücklagen (freie Rücklagen) ge- 
	 bildet werden.
	 Die Mitgliedervertretung kann darüber hinaus – auf Vorschlag des Vorstandes –  
	 weitere Teile des Jahresüberschusses der freien Rücklage zuführen.

§ 21  Überschüsse

1.	Der Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist der nach der Vornahme der Ab-  
	 schreibungen, Wertberichtigungen, Rücklagen und Rückstellungen verbliebene  
	 Überschuss zuzuführen. Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung darf nur für  
	 Beitragsrückerstattungen Verwendung finden.
2.	Der Vorstand kann beschließen, ob und in welcher Höhe Beiträge aus der Rück- 
	 stellung für Beitragsrückerstattungen an die Mitglieder auszuzahlen oder auf die  
	 Beiträge und Nachschüsse des folgenden Geschäftsjahres anzurechnen sind.
3.	Die Verteilung hat im Verhältnis zu der Höhe der geleisteten Beiträge zu erfolgen.  
	 Rückerstattungsberechtigt sind alle Versicherungsnehmer, die am Anfang eines  
	 Geschäftsjahres, in dem die Beitragsrückerstattung gewährt wird, Mitglieder des  
	 Vereins sind und es auch während des gesamten vorherigen Geschäftsjahres  
	 waren. 
4.	Wird beschlossen, die Beitragsrückerstattung auf Nachschüsse anzurechnen, sind  
	 alle nachschusspflichtigen Versicherungsnehmer rückerstattungsberechtigt.

§ 22  Anlage des Vereinsvermögens
Das Vereinsvermögen ist, soweit es nicht für die Bedürfnisse des Versicherungsbetriebes 
flüssig zu halten ist, nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen und der Vor-
schriften der Aufsichtsbehörde anzulegen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.

V. Änderungen der Satzung und
   der Allgemeinen Versicherungsbedingungen

§ 23  Satzungsänderungen
1.	Beschlüsse über Änderungen der Satzung und die Aufnahme neuer Versicherungs- 
	 zweige bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen der  
	 Mitgliedervertreterversammlung. 
2. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung  
	 betreffen, vorzunehmen. Er ist weiterhin ermächtigt für den Fall, dass die Aufsichts- 
	 behörde Änderungen verlangt bevor sie einen Änderungsbeschluss der Mitglieder- 
	 vertreterversammlung genehmigt, zu entsprechen.

VI. Auflösung des Vereins  

§ 24  Auflösung und Bestandsübertragung

1.	Die Auflösung des Vereins kann nur in einer hierzu einberufenen Mitgliederver- 
	 treterversammlung beschlossen werden. Auf den besonderen Zweck dieser Mit- 
	 gliedervertreterversammlung ist in der Einladung hinzuweisen. Der Auflösungsan- 
	 trag muss einstimmig vom Vorstand oder von mindestens 50 % der Mitglieder- 
	 vertreter gestellt werden. Die Mitgliedervertreterversammlung ist nur dann be- 
	 schlussfähig, wenn 3/4 der Mitgliedervertreter anwesend sind. Ist die Beschluss- 
	 fähigkeit der Mitgliedervertreterversammlung nicht gegeben, so ist binnen vier  
	 Wochen eine neue Mitgliedervertreterversammlung einzuberaumen, die ohne  
	 Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitgliedervertreter beschlussfähig ist.
2.	Der Verein gilt als aufgelöst, wenn 3/4 der erschienenen Mitgliedervertreter dafür  
	 stimmen und die Aufsichtsbehörde die Genehmigung dazu erteilt hat. Mit dem Be-  
	 schluss über die Auflösung des Vereins kann auch der Beschluss über eine Be-  
	 standsübertragung auf ein anderes Unternehmen verbunden werden.
3.	Die zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern bestehenden Versicherungsverträ- 
	 ge erlöschen, sofern keine Bestandsübertragung erfolgt, vier Wochen nach der  
	 Bekanntgabe des von der Aufsichtsbehörde genehmigten Auflösungsbeschlusses.

§ 25  Liquidation

1.	Nach der Auflösung des Vereins findet die Liquidation durch den Vorstand statt,  
	 jedoch kann die Mitgliedervertreterversammlung auch andere Personen zu Liqui- 
	 datoren bestellen, die ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit fassen.
2.	Ergibt sich nach Beendigung der Liquidation ein Überschuss, so wird dieser nach  
	 dem Verhältnis der im letzten Geschäftsjahr gezahlten Beiträge – nicht vor Ablauf  
	 eines Jahres nach Genehmigung des Auflösungsbeschlusses – an die Mitglieder 
	 verteilt. Ein etwaiger Fehlbetrag ist in gleicher Weise durch Nachschüsse zu 
	 decken.

Genehmigt mit Urkunde der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Bonn, 
vom 20. August 2012, Geschäftszeichen:  VA 35 - I 5002-5068-2012/0001
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